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Datum Gremium Zuständigkeit

27.02.2018 Umweltsenat Kenntnisnahme

I. Sitzungsvorlage:

A) Gegenwärtige Ausrichtung und Schwerpunkte:

(Siehe Anlage und Präsentation)

B) Geplante Neuausrichtung auf künftige Handlungsfelder und Schwerpunktthemen:

Mit klaren und aktualisierten Handlungsfeldern sowie einer strukturierten Wahrnehmung von neuen 
Aufgaben durch das Umweltamt soll eine Reform erfolgen. Dabei soll heute noch kein abschließen-
des Konzept vorgestellt, sondern zunächst eine erste Übersicht über aktuelle künftige Handlungsfel-
der gegeben werden. Diese sind noch nicht final definiert. Auf dieser Basis sollen als nächstes kon-
krete Handlungsempfehlungen und Maßnahmen sowie eine hierauf ausgerichtete Neustrukturierung 
des Umweltamtes in einer folgenden Sitzung des Umweltsenates vorgestellt werden.

Künftige Handlungsfelder sind aus der Sicht der Verwaltung vor allem:

1. Klimaschutz:

Inhaltlich sind unter diesem Oberbegriff alle Maßnahmen erfasst, die einer globalen Erwärmung ent-
gegenwirken und mögliche Folgen der globalen Erwärmung abmildern oder verhindern sollen.

Für Bamberg geht es darum, konkrete, auf lokaler Ebene zu verortende und umzusetzende Maßnah-
men zu definieren sowie umzusetzen: global denken, aber lokal handeln.
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2. Umweltpädagogik:

Es ist wichtig, die Bamberger Bürgerschaft über die Relation von Handeln und Umweltauswirkun-
gen zu informieren. Ziel der Umweltpädagogik ist dabei die Aufklärung sowie die gewünschte Ver-
haltensänderung.

Hierzu soll die Zusammenarbeit mit Schulen (bspw. durch Umwelt-AG, gemeinsame Projekte, Vor-
träge, Mitmach-Aktionen, etc.) ausgebaut und intensiviert werden.

3. Mobilität:

Welchen Charakter und welche Veränderungen wird und soll das künftige Mobilitätsverhalten an-
nehmen? Was bedeutet dies für Bamberg? Welche Schwerpunkte sind sinnvoll und sollten konzep-
tionell und praktisch angegangen werden? Schlagworte hierzu sind: Verkehrsverlagerung zu Fahr-
rad- und Fußgängerverkehr, Elektromobilität, E-Bike- und Carsharing, Multimodalität.

Insbesondere zu dem Schwerpunktthema „E-Mobilität“ wird eine enge Zusammenarbeit mit der 
Stadtwerke Bamberg GmbH angestrebt, weil sie federführend bei diesem Thema für die Stadt Bam-
berg tätig ist.

4. Feinstaubbelastung:

Derzeit, insbesondere durch die mediale Berichterstattung und die Rechtsprechung, zu Recht stark in 
den Focus genommen, ist die wachsende Feinstaubbedrohung in den Städten. Auch wenn es in Bam-
berg an den Messstellen bislang nicht zu Grenzwertüberschreitungen kam, zählt die Reduzierung der 
Feinstaubbelastung zu den zentralen Herausforderungen für die Zukunft.
Dabei gilt es, sowohl Maßnahmen für den Fall von Grenzwertüberschreitungen vorzusehen als auch 
generell auf lokaler Ebene zu sensibilisieren und über Alternativen aufzuklären.

Zur Umsetzung der oben definierten Handlungsfelder und Schwerpunktthemen sind jetzt konkrete, 
auf lokaler Ebene verortete, Maßnahmen zu definieren. Darüber wird zeitnah im Umweltsenat um-
fassend berichtet werden.

C) Neue Struktur im Umweltamt:

Im Hinblick auf die künftige Umsetzung neuer Handlungsfelder und Schwerpunkte soll die Struktur 
innerhalb des Umweltamtes überprüft und ein Anpassungsvorschlag für eine der nächsten Sitzungen 
des Umweltsenates erarbeitet werden.

Auch die künftige Rolle des Umweltamtes in der Stadtverwaltung ist zu untersuchen. Basierend auf 
den bisherigen Erfahrungen sollte das Umweltamt zur Unterstützung und verstärkten Berücksichti-
gung klimaschutztechnischer Belange bei den wichtigen Planungsprozessen eng eingebunden wer-
den.

Gegenwärtig werden „best practice-Beispiele“ aus anderen Städten untersucht. Im Sinne eines 
Benchmarkings soll eruiert werden, welche Lösungen organisatorisch und inhaltlich als Vorbilder 
herangezogen werden können.

D) Weiteres Vorgehen:

Zunächst soll die Themensammlung der künftigen Handlungsfelder in einer Diskussion mit der Poli-
tik weiterentwickelt werden. Weitere Schwerpunktthemen sollen dabei jederzeit aufgegriffen werden 
können. Es handelt sich ausdrücklich um einen offenen Prozess.
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Parallel werden die Erfahrungen anderer Kommunen ausgewertet. Auf dieser Basis soll eine The-
men- und Strukturempfehlung durch das Umweltamt ausgearbeitet und in einer der nächsten Um-
weltsenatssitzungen vorgestellt werden. Soweit erforderlich, wäre auch eine anschließende Behand-
lung im Personalsenat einzuplanen.

II. Beschlussvorschlag:

1. Vom Bericht der Verwaltung wird Kenntnis genommen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Struktur des Amtes für Umwelt, Brand- und Katastrophenschutz 
zu überprüfen und einen Anpassungsvorschlag zu erarbeiten. Außerdem sind die Umsetzungsmaß-
nahmen bei den aktualisierten Zielen vorzustellen.

3. Dem Umweltsenat ist zeitnah wieder zu berichten.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:

Präsentation „BAMBERG“

Verteiler:

Referat 1 zur Kenntnis und zum Verbleib.
Amt 10 zur Kenntnis und zum Verbleib.
Referat 2 zur Kenntnis und zum Verbleib.
Referat 4 zur Kenntnis und zum Verbleib.
Referat 5 zur Kenntnis und zum Verbleib.
Referat 6 zur Kenntnis und zum Verbleib.
Amt 38 Beschlüsse



B  A  M  B  E  R  G 

• B
• A
• M
• B
• E
• R
• G

• Baumschutz
• Abfallvermeidung
• Mobilität
• Biodiversität
• Energiesparen
• Regional
• Gewässerschutz



B a u m s c h u t z

• Ernsthafter Vollzug der Baumschutzverordnung und Überwachung der 
Ersatzpflanzungen 

• Pflanzung von heimischen Bäumen zur Berücksichtigung des Klimawandels und 
im Hinblick auf die invasiven Arten

• Verbesserung des Kleinklimas und der Luftqualität
• Erhalt von Altbäumen
• Naturnahe Gestaltung
• Stellungnahme zu Bauvorhaben
• Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten samt Anordnung zur Ersatzpflanzung
• Erhalt innerstädtische Durchgrünung 
• Erhalt des Lebensraumes für Vögel, Insekten und andere Kleintiere
• Baustellenkontrolle
• Baumbegutachtung
• Verkehrssicherung



A b f a l l v e r m e i d u n g

Sensibilisierung durch bewusstseinsfördernde 
Aktionen zusammen mit anderen Akteuren, wie 
Schulen (auch Bundespolizeiaus- und Fortbildungs-
zentrum), Change, Verwaltung, Stadtmarketing, 
Einzelhandelsverband/Bäckereiinnung, Bürgerinnen 
und Bürgern, Greenpeace und der Politik
o Coffee to go
o plastikfreies Bamberg
o Verwendung von Recyclingpapier in der 

Verwaltung und Schulen



M o b i l i t ä t

• Umstellung Fuhrpark auf E-Fahrzeuge (auch Pedelecs!) 

 
– Stadtverwaltung
– Stadtbau
– STWB
– Sozialstiftung Bamberg (SSB)
– EBB

• Schaffung von Ladeinfrastruktur durch STWB  



Biodiversitätsstrategie:
Erhalt und Förderung der 
biologischen Vielfalt

• Ausweitung des ökologischen Grünflächenmanagements auf 
öffentlichen Flächen (naturnahe Pflege)

• Mehr Wildnis im Wald
• Initiative „Grüne Stadt“ (Forcierung der vertikalen Begrünung – 

Dachbegrünung, Fassadenbegrünung)
• Naturnahe Miniaturparks in Neubaugebieten (Doppelte 

Innenverdichtung  - Gebäude und Grün zur Verbesserung der 
Artenvielfalt, des Lokalklimas, der Wohnqualität, der Gesundheit)

• Renaturierung der Gewässer und ihrer Ufer
• Äcker zu Wiesen in Überschwemmungsgebieten
• Umstellung der Straßenbeleuchtung auf insektenfreundliches Licht 

(LED)
• Förderung der Umweltbildung in Zusammenarbeit mit Schulen 

                                 Ausweitung auf die Europ. Metropolregion Nbg. (EMN)
   

  



E n e r g i e s p a r e n

• Beratungsangebote durch KEA für private 
Haushalte
(u.a. Transferhaushalte, Bauwillige, allg. Energieberatung etc.)

• Vorbildfunktion Stadt: Bsp. Energetische 
Schulsanierungen 

• Nachhaltige Beschaffung
• Veranstaltungen in Zusammenarbeit mit 

unterschiedlichen Organisationen (Reg.v.Ofr., 
C.A.R.M.E.N etc.) 

• Ausstellungen



R e g i o n a l 

• Regionalkampagne „Region Bamberg – weil‘s mich überzeugt!“ seit 
2003 gemeinsam mit dem Landkreis Bamberg zur Unterstützung 
regionaler Produkte und Erzeuger (Agenda 21-Büro)

• Mitglied der Regionalinitiative der Metropolregion Nürnberg „Original
-Regional“ – regelmäßige Zusammenarbeit und Austausch

• 116 Mitgliedsbetriebe in Stadt/Land – Beratung, Unterstützung, 
Kooperation

• Zusammenarbeit mit Einzelhandelsverband, Innungen, HOGA-
Verband, Innungen, Slow-food, Schulen (auch Bundespolizeiaus- 
und Fortbildungs-zentrum/Konversion)  etc.

• Aktionen, Veranstaltungen wie z.B. der „Genusstag“, Tag der 
offenen Gärtnerei, Teilnahme am Weihnachtsmarkt…

• Öffentlichkeitsarbeit – Broschüre „Essen&Trinken in der Region 
Bamberg“, Genusskarte etc.

• Wettbewerb 100 Genussorte Bayern 2017–Bamberg wird prämiert



G e w ä s s e r s c h u t z

o die Überwachung des Umgangs mit wassergefährdenden Stoffen durch 
die fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft (fkS)
(z.B. Lagerung von Heizöl, Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen)

o die Regelung der Gewässerbenutzungen aller Art in Abstimmung mit dem 
WWA sowie allen betroffenen Fachstellen und sonstigen Dritten 
(z.B. Gartenbrunnen, Erdwärmesonden, Bauwerke im Grundwasser, Wasserkraftanlagen, 
Einleitung von gereinigten Abwässern aus Kläranlagen, Entwässerung von befestigten 
Flächen, Nutzung der Regnitz durch Personenschifffahrt/Gondolieri/Kanutouren  …) 

o die Aufrechterhaltung der besonders sensiblen Bereiche der 
Wasserschutzgebiete und Überschwemmungsgebiete in enger 
Zusammenarbeit mit dem WWA und dem Gesundheitsamt

o die Koordinierung der Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässern 3. 
Ordnung in enger Zusammenarbeit mit dem EBB und der Unteren 
Naturschutzbehörde 
(z.B. Biberdämme, Hochwasserschutzmaßnahmen)

Schutz der oberirdischen Gewässer sowie des Grundwassers in 
Bamberg
S als Bestandteil des Naturhaushalts, 
S als Lebensgrundlage des Menschen, 
S als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie 
S als nutzbares Gut 

Die durch Die durch die die 
Wassergesetze Wassergesetze 
vorgegebene vorgegebene 
ZielsetzungZielsetzung

wird wird u.a. u.a. 
umgesetzt umgesetzt 
durchdurch
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